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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der FDP, Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen, Drucksache 18/10884 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
1. Zum Hintergrund des § 36 Abs. 3 LPlG NRW 

 
Das Land NRW hat mit dem am 12.06.2024 in Kraft getretenen § 36 Abs. 3 
LPlG NRW eine Regelung zur Steuerung des geordneten Windenergieaus-
baus geschaffen, die es den Bezirksregierungen erlaubt, die Genehmi-
gungsbehörden im Einzelfall anzuweisen, die Genehmigungsentscheidung 
für Windenergievorhaben vorübergehend auszusetzen, wenn sich ein 
Raumordnungsplan in Aufstellung befindet oder geändert wird, um den 
bundesgesetzlich vorgegebenen Flächenbeitragswert oder ein daraus ab-
geleitetes Teilflächenziel zu erreichen, und zu befürchten ist, dass die 
Durchführung der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder 
wesentlich erschwert würde.  
 
Das OVG NRW hat in seiner Entscheidung im Eilverfahren vom 26.09.2024 
erhebliche Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit von § 36 Abs. 3 LPlG NRW 
geäußert. Aus Sicht des OVGs spricht Überwiegendes für einen Verstoß ge-
gen §73 BImSchG und daher nach der Kollisionsregel des Art. 31 GG (Bun-
desrecht bricht Landesrecht) für die Nichtigkeit des § 36 Abs. 3 LPlG NRW. 
Für die Feststellung der Nichtigkeit der Norm bedürfte es aber einer Vorlage 
an das Bundesverfassungsgericht. Dessen Einholung war nach den Ausfüh-
rungen des Gerichts aber nicht erforderlich (und im Eilverfahren auch nicht 
möglich), da das Gericht zu dem Ergebnis kam, dass im zu entscheidenden 
Fall auch bereits die Tatbestandsvoraussetzungen des § 36 Abs. 3 LPlG NRW 
nicht vorlagen. 
 

Herrn  
Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft,  
Industrie, Klimaschutz und Energie 
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 
 
Ausschließlich per E-Mail:   
anhoerung@landtag.nrw.de 
 
 
 
 

04.12.2024 
 
Städtetag NRW 
Eva Maria Levold  
Hauptreferentin  
Telefon 0221 3771-287 
evamaria.levold@staedtetag.de  
Gereonstraße 18 - 32 
50670 Köln 
www.staedtetag-nrw.de 
Aktenzeichen:64.10.09 
 
Landkreistag NRW 
Dr. Andrea Garrelmann 
Hauptreferentin 
Telefon 0211 300491-320 
a.garrelmann@lkt-nrw.de  
Kavalleriestraße 8 
40213 Düsseldorf 
www.lkt-nrw.de 
Aktenzeichen: 61.12.01 Ga/Ja. 
 
Städte- und Gemeindebund NRW 
Leon von der Mark 
Referent 
Telefon 0211 4587-244 
Leon.vonderMark@kommunen.nrw 
Kaiserswerther Straße 199 - 201 
40474 Düsseldorf 
www.kommunen.nrw 
Aktenzeichen: 20.0.3 – 002/005 
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2. Erlass des § 36 Abs. 3 LPlG NRW grundsätzlich nachvollziehbar 

 
Zwar ist zuzugestehen, dass es im Zuge der Entscheidung des OVG NRW (Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 
727/24.AK, BeckRS 2024, 25586) zur Verunsicherung in der Fachöffentlichkeit kam, jedoch gebietet 
sich hieraus nicht automatisch die sofortige Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW, wie es der Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP jetzt vorsieht.  
 
Die kommunalen Spitzenverbände sind der Auffassung, dass die vom Landesgesetzgeber getroffene 
Regelung sowohl inhaltlich als auch hinsichtlich ihrer Verortung im Landesplanungsgesetz als Instru-
ment der raumordnerischen Steuerung nachvollziehbar ist. Jedenfalls bis zu dem Erlass einer Nach-
folgeregelung auf Bundesebene (Siehe hierzu 3.) sollte § 36 Abs. 3 LPlG NRW daher nicht aufgehoben 
werden. Zumindest sollte vor einer Aufhebung von § 36 Abs. 3 LPlG NRW zunächst die Entscheidung 
in der Hauptsache abgewartet werden. Nach unserer Kenntnis wird die Regelung ohnehin derzeit 
nicht (mehr) angewandt, bereits ergangene Aussetzungsentscheidungen wurden auf dringenden 
Wunsch des MWIKE an die betroffenen Bezirksregierungen wieder aufgehoben. Eine sofortige Auf-
hebung des § 36 Abs. 3 LPlG ist daher zur Vermeidung von Hemmnissen des Windenergieausbaus 
oder eventueller Nachteile von Antragstellenden nicht erforderlich.  
 
Nach dem von der Landesregierung in Vorbereitung der Verabschiedung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW 
eingeholten Gutachten der BAUMEISTER Rechtsanwälte mit dem Titel „Rechtliche Kurzstellung-
nahme zum Aussetzungsinstrument des § 36 Abs. 3 LPlG-E für Windenergievorhaben“ kann die Ge-
setzgebungskompetenz des Landes NRW für § 36 Abs. 3 LPlG NRW auf Art 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GG 
(Abweichungsgesetzgebungskompetenz für Raumordnung) gestützt werden. § 36 Abs. 3 LPlG NRW 
dient der Sicherung einer überörtlichen Planung, wobei dem Kompetenztitel der Raumordnung zu-
gleich die Regelung von Instrumenten zur Sicherung einer in Aufstellung befindlichen Planung un-
terfällt (vgl. BAUMEISTER Rechtsanwälte, Gutachten, S. 7).  
 
Zur abweichenden Gesetzgebungskompetenz der Länder auf dem Gebiet der Raumordnung und zur 
Frage, ob es sich bei § 36 Abs. 3 LPlG NRW ggf. um eine verfahrensrechtliche Vorschrift auf dem Ge-
biet der Raumordnung handelt, hat sich das OVG in seiner Eilentscheidung nicht geäußert. 
 
3. Bundesgesetzliche Klärung  

 
Beizupflichten ist dem Gesetzentwurf aus Sicht der kommunalen Spitzenverbände jedenfalls darin, 
dass es einer gesetzlichen Klärung bedarf, die den Windausbauzielen Rechnung trägt und den Ver-
trauensschutz der Akteure sichert. Richtig ist auch, dass der Ausbau von Windenergie in NRW einen 
entscheidenden Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele der Landes- und Bundesregierung und 
damit zur Erreichung einer nachhaltigen Entwicklung leistet. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände unterstützen ausdrücklich eine Initiative, die Rückstellungsrege-
lung auf die Bundesebene hochzuzonen und so eine Nachfolgeregelung für § 36 Abs. 3 LPlG NRW zu 
schaffen. 
 
Um hier wegen der unter 1. dargestellten Entscheidung – OVG NRW Beschl. v. 26.9.2024 – 22 B 
727/24.AK, BeckRS 2024, 25586 – ein möglichst hohes Maß an Rechtssicherheit zu erzielen, bietet 
sich eine bundesgesetzliche Steuerungsregelung an, welche dem § 245e Abs. 2 BauGB nachgebildet 
und auch in die schon weit fortgeschrittene BauGB-Novelle noch integriert werden könnte.  
 
Mit einer solchen Regelung könnte den Raumordnungsbehörden die Befugnis verliehen werden, 
raumbedeutsame Windenergievorhaben und die Entscheidung über deren Zulässigkeit befristet zu 
untersagen, wenn der Raumordnungsträger beschlossen hat, einen Raumordnungsplan aufzustel-
len, zu ändern oder zu ergänzen, um den Flächenbeitragswert im Sinne des § 3 Abs. 1 des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes oder ein daraus abgeleitetes Teilflächenziel zu erreichen.  
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Die kurzfristige Aufnahme einer bundesgesetzlichen Regelung für den Windenergieausbau würde 
helfen, im Interesse des Landes NRW, der Kommunen und ihrer Bürgerinnen und Bürger den ge-
wünschten und geordneten Zubau von Windenergieanlagen in den geplanten Windenergiegebieten 
im Übergangszeitraum rechtssicher zu steuern. 
 
4. Windenergiegipfel NRW 

 
Aktuell liegen den Unteren Immissionsschutzbehörden einige hundert Anträge für Windenergiean-
lagen außerhalb der geplanten Windenergiebereiche vor. Um in diesen Fällen wirksame Zurückstel-
lungen aussprechen zu können ist eine zügige Umsetzung der dringend benötigten gesetzlichen Re-
gelungen erforderlich. Um hierfür die Unterstützung der Landesregierung NRW zu erhalten, hat die 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände mit Schreiben vom 15.10.2024 die Landes-
regierung um zeitnahe Durchführung eines „Windgipfels NRW“ gebeten. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 

 

  

 

Hilmar von Lojewski 
Beigeordneter 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen 

 Dr. Marco Kuhn 
Erster Beigeordneter 

des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
 

 

 

 Rudolf Graaff 
Beigeordneter 

des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfa-
len 
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